
Anhang: Bestehende Regelungen der AO sowie 

Auszug Artikel 13 mit Begründung aus Gesetzentwurf Jahressteuergesetz 2024 
(Kabinettsbeschluss 05.06.24)

Abgabenordnung (AO) – Gültige Fassung
Abgabenordnung (AO) § 52 Gemeinnützige Zwecke

(1) Eine Körperschaft verfolgt gemeinnützige Zwecke, wenn ihre Tätigkeit darauf gerichtet ist, die Allgemeinheit 
auf materiellem, geistigem oder sittlichem Gebiet selbstlos zu fördern. Eine Förderung der Allgemeinheit ist nicht 
gegeben, wenn der Kreis der Personen, dem die Förderung zugute kommt, fest abgeschlossen ist, zum Beispiel 
Zugehörigkeit zu einer Familie oder zur Belegschaft eines Unternehmens, oder infolge seiner Abgrenzung, insbe-
sondere nach räumlichen oder beruflichen Merkmalen, dauernd nur klein sein kann. Eine Förderung der Allge-
meinheit liegt nicht allein deswegen vor, weil eine Körperschaft ihre Mittel einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts zuführt.
(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 sind als Förderung der Allgemeinheit anzuerkennen:
1. die Förderung von Wissenschaft und Forschung;
2. …
…
25. die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements zugunsten gemeinnütziger, mildtätiger und kirchlicher 

Zwecke;
26. die Förderung der Unterhaltung und Pflege von Friedhöfen und die Förderung der Unterhaltung von Gedenk-

stätten für nichtbestattungspflichtige Kinder und Föten.

Sofern der von der Körperschaft verfolgte Zweck nicht unter Satz 1 fällt, aber die Allgemeinheit auf materiel-
lem, geistigem oder sittlichem Gebiet entsprechend selbstlos gefördert wird, kann dieser Zweck für gemein-
nützig erklärt werden. Die obersten Finanzbehörden der Länder haben jeweils eine Finanzbehörde im Sinne 
des Finanzverwaltungsgesetzes zu bestimmen, die für Entscheidungen nach Satz 2 zuständig ist.

Abgabenordnung (AO) § 53 Mildtätige Zwecke
Eine Körperschaft verfolgt mildtätige Zwecke, wenn ihre Tätigkeit darauf gerichtet ist, Personen selbstlos zu un-
terstützen,

1. die infolge ihres körperlichen, geistigen oder seelischen Zustands auf die Hilfe anderer angewiesen sind 
oder

2. deren Bezüge nicht höher sind als das Vierfache des Regelsatzes der Sozialhilfe im Sinne des § 28 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch; beim Alleinstehenden oder Alleinerziehenden tritt an die Stelle des Vier-
fachen das Fünffache des Regelsatzes. Dies gilt nicht für Personen, deren Vermögen zur nachhaltigen Ver-
besserung ihres Unterhalts ausreicht und denen zugemutet werden kann, es dafür zu verwenden. Bei Per-
sonen, deren wirtschaftliche Lage aus besonderen Gründen zu einer Notlage geworden ist, dürfen die Bezü-
ge oder das Vermögen die genannten Grenzen übersteigen. Bezüge im Sinne dieser Vorschrift sind

a) Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes und

b) andere zur Bestreitung des Unterhalts bestimmte oder geeignete Bezüge,

aller Haushaltsangehörigen. Zu berücksichtigen sind auch gezahlte und empfangene Unterhaltsleistungen. 
Die wirtschaftliche Hilfebedürftigkeit im vorstehenden Sinne ist bei Empfängern von Leistungen nach dem 
Zweiten oder Zwölften Buch Sozialgesetzbuch, des Wohngeldgesetzes, bei Empfängern von Leistungen 
nach § 27a des Bundesversorgungsgesetzes oder nach § 6a des Bundeskindergeldgesetzes als nachge-
wiesen anzusehen. Die Körperschaft kann den Nachweis mit Hilfe des jeweiligen Leistungsbescheids, der 
für den Unterstützungszeitraum maßgeblich ist, oder mit Hilfe der Bestätigung des Sozialleistungsträgers 
führen. Auf Antrag der Körperschaft kann auf einen Nachweis der wirtschaftlichen Hilfebedürftigkeit verzich-
tet werden, wenn auf Grund der besonderen Art der gewährten Unterstützungsleistung sichergestellt ist, 
dass nur wirtschaftlich hilfebedürftige Personen im vorstehenden Sinne unterstützt werden; für den Be-
scheid über den Nachweisverzicht gilt § 60a Absatz 3 bis 5 entsprechend.

Abgabenordnung (AO) § 62 Rücklagen und Vermögensbildung

(1) Körperschaften können ihre Mittel ganz oder teilweise
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1. einer Rücklage zuführen, soweit dies erforderlich ist, um ihre steuerbegünstigten, satzungsmäßigen 
Zwecke nachhaltig zu erfüllen;

2. einer Rücklage für die beabsichtigte Wiederbeschaffung von Wirtschaftsgütern zuführen, die zur Ver-
wirklichung der steuerbegünstigten, satzungsmäßigen Zwecke erforderlich sind (Rücklage für Wiederbe-
schaffung). Die Höhe der Zuführung bemisst sich nach der Höhe der regulären Absetzungen für Abnut-
zung eines zu ersetzenden Wirtschaftsguts. Die Voraussetzungen für eine höhere Zuführung sind nach-
zuweisen;

3. der freien Rücklage zuführen, jedoch höchstens ein Drittel des Überschusses aus der Vermögensver-
waltung und darüber hinaus höchstens 10 Prozent der sonstigen nach § 55 Absatz 1 Nummer 5 zeitnah 
zu verwendenden Mittel. Ist der Höchstbetrag für die Bildung der freien Rücklage in einem Jahr nicht 
ausgeschöpft, kann diese unterbliebene Zuführung in den folgenden zwei Jahren nachgeholt werden;

4. einer Rücklage zum Erwerb von Gesellschaftsrechten zur Erhaltung der prozentualen Beteiligung an 
Kapitalgesellschaften zuführen, wobei die Höhe dieser Rücklage die Höhe der Rücklage nach Nummer 3
mindert.

(2) Die Bildung von Rücklagen nach Absatz 1 hat innerhalb der Frist des § 55 Absatz 1 Nummer 5 Satz 3 zu 
erfolgen. Rücklagen nach Absatz 1 Nummer 1, 2 und 4 sind unverzüglich aufzulösen, sobald der Grund für die 
Rücklagenbildung entfallen ist. Die freigewordenen Mittel sind innerhalb der Frist nach § 55 Absatz 1 Nummer 5 
Satz 3 zu verwenden.
(3) Die folgenden Mittelzuführungen unterliegen nicht der zeitnahen Mittelverwendung nach § 55 Absatz 1 Num-
mer 5:

1. Zuwendungen von Todes wegen, wenn der Erblasser keine Verwendung für den laufenden Aufwand der
Körperschaft vorgeschrieben hat;

2. Zuwendungen, bei denen der Zuwendende ausdrücklich erklärt, dass diese zur Ausstattung der Körper-
schaft mit Vermögen oder zur Erhöhung des Vermögens bestimmt sind;

3. Zuwendungen auf Grund eines Spendenaufrufs der Körperschaft, wenn aus dem Spendenaufruf ersicht-
lich ist, dass Beträge zur Aufstockung des Vermögens erbeten werden;

4. Sachzuwendungen, die ihrer Natur nach zum Vermögen gehören.
(4) Eine Stiftung kann im Jahr ihrer Errichtung und in den drei folgenden Kalenderjahren Überschüsse aus der 
Vermögensverwaltung und die Gewinne aus wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben nach § 14 ganz oder teilweise 
ihrem Vermögen zuführen.

Kabinettsvorlage 04.06.24

Gesetzentwurf des Bundesministeriums der Finanzen 
Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2024 
(Jahressteuergesetz 2024 – JStG 2024)

Vortext (Auszüge)

• Einführung der Wohngemeinnützigkeit

Unterlagen zur Prüfung der Bedürftigkeit müssen zukünftig nicht mehr jährlich [beim Finanzamt – 
J.K.] eingereicht werden, was Bürgerinnen und Bürger in rund 105 000 Fällen um 10 Minuten, mithin 
jährlich 17 500 Stunden, sowie jährlich 105 000 Euro Sachaufwand entlastet.

• Einführung der Wohngemeinnützigkeit

Durch den Wegfall der jährlichen Prüfung der Bedürftigkeit wird die Wirtschaft jährlich in 105 000 
Fällen bei einem Zeitaufwand von 15 Minuten und Sachkosten von 1 000 Euro pro Fall um rund 1 
Mio. Euro entlastet.

…

Die zweite Ressortabstimmung hat insbesondere zu folgenden weiteren inhaltlichen Änderungen ge-
führt:

Es wurde sich mit dem Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB) 
darauf geeinigt, die Wohngemeinnützigkeit (vergünstigte Überlassung von Wohnraum an hilfsbedürfti-
ge Personen) als neuen gemeinnützigen Zweck in § 52 Absatz 2 Nummer 27 AO aufzunehmen. Wei-
terhin wird in § 62 Absatz 1 Nummer 1 AO eine klarstellende Regelung aufgenommen, wonach bei 
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der Rücklagenbildung zur Erfüllung der ideellen Zwecke auf die Planung der steuerbegünstigten Kör-
perschaft aus der ex-ante Perspektive abzustellen ist.

S. 51/52 des Gesetzentwurfs

Artikel 13 

Weitere Änderung der Abgabenordnung

Die Abgabenordnung, die zuletzt durch Artikel 12 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1. 

§ 52 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 26 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt.

b) Folgende Nummer 27 wird angefügt:

„27. die Förderung wohngemeinnütziger Zwecke; dies ist die vergünstigte Wohnraumüberlassung an 
Personen im Sinne des § 53. § 53 Nummer 2 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Bezüge nicht 
höher sein dürfen als das Fünffache des Regelsatzes der Sozialhilfe im Sinne des § 28 des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch; beim Alleinstehenden oder Alleinerziehenden tritt an die Stelle des Fünffa-
chen das Sechsfache des Regelsatzes. Die Hilfebedürftigkeit muss zu Beginn des jeweiligen Mietver-
hältnisses vorliegen.“

 

2. 

§ 62 Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. einer Rücklage zuführen, soweit dies erforderlich ist, um ihre steuerbegünstigten, satzungsmäßigen
Zwecke nach dem Stand der Planung zum Zeitpunkt der Rücklagenbildung nachhaltig zu erfüllen;“.

3. 

In § 141 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird die Angabe „Absatz 3“ durch die Angabe „Absatz 2“ ersetzt.

S. 185/186 des Gesetzentwurfs

BEGRÜNDUNG: Zu Artikel 13 (Weitere Änderung der Abgabenordnung ) 

Zu Nummer 1 (§ 52)
Zu Buchstabe a (§ 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 26)
Nummer 26 wird wegen der neu angefügten Nummer 27 redaktionell angepasst.
Zu Buchstabe b (§ 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 27 – neu –)

Die Regelung stellt in Satz 1 klar, dass die vergünstigte Vermietung an hilfebedürftige Personen nach 
§ 53 AO wohngemeinnützige Zwecke erfüllt. Insofern ist diese Vermietung als ideelle Zweckverwirk-
lichung anzusehen. Potentiell entstehende Verluste können damit mit anderen Einnahmen aus dem 
ideellen Bereich ausgeglichen werden.

Soweit eine steuerbegünstigte Körperschaft Wohnraum nicht vergünstigt oder nicht an eine begünstig-
te Person überlässt, dient diese nicht mehr der ideellen Zweckverwirklichung. Diese Tätigkeit ist nach 
Maßgabe der allgemeinen Grundsätze als steuerfreie Vermögensverwaltung einzuordnen. Dies führt 
regelmäßig nicht zum Verlust der Gemeinnützigkeit.

3



Bezahlbares Wohnen soll insbesondere für Personen mit geringen Einkommen durch steuerbegünstig-
te Körperschaften ermöglicht werden. Eine starre Grenze, um wie viel sich die Miete von der marktüb-
lichen Miete unterscheiden muss, wird nicht gesetzlich implementiert.  Jedenfalls muss die Miete aber 
dauerhaft unter der marktüblichen Miete angesetzt werden, da anderenfalls keine Unterstützungsleis-
tung der jeweiligen Körperschaft vorläge. Ob die Miete unter der marktüblichen Miete liegt muss nur 
zu Beginn des Mietverhältnisses und bei Mieterhöhungen geprüft werden.

Es reicht aber auch aus, wenn die jeweilige Wohnung zu einem Mietzins vermietet wird, der nur die 
tatsächlichen Aufwendungen einschließlich der regulären Absetzung für Abnutzung deckt und keinen 
Gewinnaufschlag enthält.

Mit Satz 2 werden die Grenzen für die Ermittlung der Einkommensbezüge im Vergleich zu § 53 Satz 
1 Nummer 2 AO durch Erhöhung der Multiplikatoren angepasst, um die Entwicklung steigender Mie-
ten im Vergleich zum Einkommen in Zusammenhang mit der aktuell bestehenden Wohnungsnot ange-
messen abzubilden. Dadurch sollen rund 60 Prozent der Haushalte und damit auch die Haushaltsein-
kommensgruppen, die von der steigenden Mietpreisentwicklung am stärksten betroffen sind, erreicht 
werden. Darüber hinaus soll durch die angepasste Einkommensgrenze die Bildung von Quartieren mit 
einseitigen Belegungsstrukturen verhindert werden. Die Berechnung der Bezüge entspricht der gelten-
den Verwaltungspraxis zu Absatz 1 Nummer 2, wonach der Multiplikator (Fünffach oder Sechsfach) 
auf den Regelsatz der Sozialhilfe im Sinne des § 28 SGB XII, also auf die jeweilige Regelbedarfsstufe 
anzuwenden ist. Hierbei sind etwaige Mehrbedarfszuschläge zum Regelsatz nicht zu berücksichtigen. 
Leistungen für die Unterkunft werden nicht gesondert berücksichtigt.

Nach Satz 3 müssen die Voraussetzungen der Hilfebedürftigkeit abweichend von der bisher geltenden 
Rechtslage nur zu Beginn des jeweiligen Mietverhältnisses nachgewiesen werden. Wenn eine Mietpar-
tei auszieht, müssen bei der neuen Mietpartei zu Mietbeginn wieder die Voraussetzungen des § 53 
Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 AO erfüllt sein. Diese Regelung soll administrativen Aufwand 
und Bürokratie verhindern. Die Körperschaft sowie die Finanzverwaltung müssen nicht in einem re-
gelmäßigen Turnus das Vorliegen der Voraussetzungen der Hilfebedürftigkeit prüfen. Zudem wäre es 
für mildtätigen Körperschaften zivilrechtlich ohnehin nicht möglich, Personen zu kündigen, weil deren
Einkommen angestiegen ist. Insofern wäre in Einzelfällen möglicherweise die Gemeinnützigkeit ein-
zelner Körperschaften ohne eigenes Zutun gefährdet. Die Regelung vermeidet derartige Komplikatio-
nen. Mögliche Fehlbelegungen im Laufe eines Mietverhältnisses durch eine Verbesserung der Ein-
kommenssituation der Mieter sind zulässig. Diese werden jedoch rein faktisch durch eine regelmäßige 
Fluktuation reduziert. Eine Fluktuation ergibt sich beispielsweise durch einen Wohnungswechsel aus 
familiären oder beruflichen Gründen, einen Immobilienerwerb oder auch von Todes wegen.

Zu Nummer 2 (§ 62 Absatz 1 Nummer 1)
Die Regelung stellt klar, dass bei der Rücklagenbildung zur Erfüllung der ideellen Zwecke auf die 
Planung der steuerbegünstigten Körperschaft aus der ex-ante Perspektive abzustellen ist. Damit wird 
für steuerbegünstigte Körperschaften mehr Rechts- und Planungssicherheit geschaffen, um insbeson-
dere langfristigere und mittelintensive gemeinnützige Vorhaben umsetzen zu können.

Bei umfangreichen und regelmäßig sehr langfristigen Investitionsvorhaben, insbesondere im Immobi-
liensegment, sollen erforderliche nachträgliche Anpassungen in der Planung erlaubt werden.

Zu Nummer 3 (§ 141 Absatz 1 Nummer 1)
Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Neufassung des § 19 des Umsatzsteuergesetzes
durch Artikel 21 Nummer 17 dieses Gesetzes.
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